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1 Vorbemerkung 

Auf rechtlicher Grundlage von § 13a BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbar-
machung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung 
im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden.  

Bei dem Bebauungsplan Nr. 84 handelt es sich um einen Bebauungsplan der Innenentwick-
lung. Das Plangebiet liegt innerhalb des Siedlungszusammenhangs der Stadt Brake und ist 
zumindest entlang der Erschließungsstraße dem § 34 BauGB (Innenbereich) zuzuordnen. Im 
südlichen und östlichen Bereich befinden sind Wohnhäuser, im zentralen und nördlichen Be-
reich Gewächshäuser und Freiflächen eines ehemaligen Gartenbaubetriebes. Im Zuge dieser 
Neuaufstellung werden Allgemeine Wohngebiete festgesetzt. 

Die Größe des gesamten Geltungsbereiches beträgt ca. 9.820 m² und weist damit deutlich 
weniger Grundfläche als 20.000 qm auf. 

Die Planung bereitet oder begründet nicht die Zulässigkeit von UVP-pflichtigen Vorhaben und 
zeigt keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b ge-
nannten Schutzgüter.  

Es sind keine weiteren kumulativen Effekte zu berücksichtigen, weil keine weiteren Änderun-
gen oder Neuaufstellungen im räumlichen Zusammenhang mit dem Plangebiet derzeit durch-
geführt werden oder beabsichtigt sind. 

Die Voraussetzungen für die Anwendung des § 13a BauGB sind damit gegeben. Es muss kein 
Umweltbericht angefertigt werden, zudem ist das Erfordernis zum Ausgleich des Eingriffs in 
Natur und Landschaft nicht erforderlich. 

2 Einleitung 

2.1 Planungsanlass 

Für das Plangebiet liegen zum Teil bereits Baurechte nach § 34 BauGB vor. Die Stadt Brake 
möchte den Bereich – insbesondere die rückwärtig gelegenen Flächen - jedoch planungsrecht-
lich abschließend neu beordnen und stellt daher diesen Bebauungsplan Nr. 84 auf. Mit der 
Ausweisung von Allgemeinen Wohngebieten wird der anhaltend hohen Nachfrage nach Wohn-
baugrundstücken nachgekommen. In der Stadt Brake sind derzeit nicht genügend Baugrund-
stücke verfügbar, um die bestehende Nachfrage abzudecken.  

2.2 Rechtsgrundlagen 

Rechtliche Grundlagen des Bebauungsplanes Nr. 84 „Weserstraße/Allerstraße“ sind das Bau-
gesetzbuch (BauGB), die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), 
die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (Plan-
zeichenverordnung 1990 - PlanzV), die Niedersächsische Bauordnung (NBauO) und das Nie-
dersächsische Kommunalverfassungsgesetz, jeweils in der zur Zeit geltenden Fassung. 

2.3 Abgrenzung des Geltungsbereiches 

Das Plangebiet befindet sich im nördlichen Siedlungsbereich der Stadt Brake (Unterweser) im 
Landkreis Wesermarsch. Der Geltungsbereich umfasst ca. 9.820 m² und grenzt im Süden an 
die Weserstraße und im Osten an die Allerstraße an. Im Westen befindet sich die Bahnlinie 
Hude - Nordenham. 
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Der genaue Geltungsbereich ist der Planzeichnung des Bebauungsplanes zu entnehmen. Die 
Lage im Stadtgebiet ergibt sich aus dem Übersichtsplan auf dem Titelblatt.  

2.4 Beschreibung des Geltungsbereiches und seiner Umgebung 

Entlang der Weserstraße und der Allerstraße besteht bereits Wohnbebauung. Am südöstli-
chen Rand des Plangebietes sind zwei Wohnhäuser in jüngster Vergangenheit errichtet wor-
den. Es handelt sich dabei um zwei kleine Mehrfamilienhäuser mit 4 Wohneinheiten, geneigten 
Dächern und Wohnnutzung im Dachgeschoss (s. nachstehendes Foto). Im südwestlichen Gel-
tungsbereich entlang der Weserstraße sind ein eingeschossiges Doppelhaus und ein Einfami-
lienhaus sowie ein derzeit ungenutztes Büro- und Ausstellungsgebäude einer Gärtnerei vor-
handen. Am nordöstlichen Rand des Plangebietes ist ein Taxiunternehmen ansässig. Der 
zentrale Bereich des Plangebietes war in der Vergangenheit durch bauliche Anlagen/ Ge-
wächshäuser und Freiflächen der Gärtnerei genutzt. Die Gärtnerei wurde zwischenzeitlich auf-
gegeben, die Fläche liegt derzeit brach. Im nordwestlichen Plangebiet befindet sich eine Ra-
senfläche mit mehreren Gehölzen. Am nördlichen Rand des Plangebietes verläuft ein wasser-
führender Graben, der temporär trockenfällt. 

 
Abbildung 1: Blick von der Allerstraße auf die Weserstraße, rechts das neu erstellte Wohngebäude an der Weser-
straße 

 
Abbildung 2: Blick entlang der Weserstraße Richtung Bahnübergang 
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Westlich des Plangebietes befindet sich die Bahnstrecke Hude-Nordenham, südwestlich liegt 
der beschränkte höhengleiche Bahnübergang an der Weserstraße. Nördlich des Plangebietes 
befindet sich auf dem Gelände der ehemaligen Kläranlage ein Ausgleichsbecken für Schmutz-
wasser. Es dient bei Starkregen als Zwischenspeicher zur Entlastung der Kläranlage. Östlich 
und nördlich an der Allerstraße sowie südlich der Weserstraße schließt weitere Wohnbebau-
ung mit Einfamilienhäusern an. Weiter nordöstlich und östlich befinden sich großflächige Ge-
werbebetriebe und ausgedehnte Hafenflächen an der Weser. Südöstlich, jenseits der Bahnli-
nie, liegt zudem ein Raiffeisenmarkt. 

Die Allerstraße endet nördlich in einer Sackgasse und schließt südlich an die Weserstraße an, 
die nach Westen zu den Bundestraßen 211 und 212 führt.  

3 Kommunale Planungsgrundlagen 

3.1 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Brake in der Fassung der Neubekanntmachung 
nach § 6 (6) BauGB aus dem Jahr 2010 stellt den Geltungsbereich als allgemeines Wohnge-
biet mit einer Geschossflächenzahl von 0,4 dar. 

Westlich an den Geltungsbereich grenzt die Darstellung einer Fläche für Bahnanlagen an. 
Nördlich befindet sich eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Ab-
wasser“. Im Osten grenzt die Darstellung weiterer allgemeiner Wohngebiete und weiter östlich 
Sondergebiete mit der Zweckbestimmung „Hafen“ und Mischgebiete an. 

 
Abbildung 2: Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Brake 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
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3.2 Bebauungspläne 

Für das Plangebiet liegen keine Bebauungspläne vor.  

Weiter östlich liegt der Bebauungsplan Nr. 61. Dieser legt für den nördlichen Teil ein Sonder-
gebiet und für den südlichen Teil ein Mischgebiet fest.  

 
Abbildung 3: Auszug aus der Bebauungsplan-Übersicht der Stadt Brake (Stand 2020) 

4 Ziele, Zwecke und Erfordernis der Planung 

Der im nördlichen und zentralen Geltungsbereich in der Vergangenheit vorhandene Gärtne-
reibetrieb wurde aufgegeben. Die Flächen liegen derzeit brach und stehen grundsätzlich für 
nachfolgende Nutzungen zur Verfügung. 

Ein privater Investor plant, im nördlichen und zentralen Plangebiet Wohnhäuser zu errichten. 
Konkret sind nach derzeitigem Stand Einfamilienhäuser, Doppelhäuser und kleinere Mehrfa-
milienhäuser beabsichtigt.  

Die Stadt Brake steht den Planungen des Investors positiv gegenüber und stellt den Bebau-
ungsplan Nr. 84 auf, um eine ganzheitliche städtebauliche Ordnung für die Flächen zwischen 
Bahnanlage, Allerstraße und Weserstraße herzustellen. Die an der Allerstraße und an der We-
serstraße vorhandenen Wohnhäuser werden in den Geltungsbereich einbezogen und damit 
planungsrechtlich abgesichert. Mit der Errichtung von neuen Wohnhäusern kann der konstant 
hohen Nachfrage nach Wohnraum in der Stadt Brake nachgekommen werden. Die Stadt 
Brake erwartet auch für die Zukunft eine konstante Nachfrage nach Grundstücken für den 
Wohnungsbau. 

Die Stadt Brake stellt derzeit mehrere Bebauungspläne auf, um den Bedarf an Wohnraum zu 
decken. Diese Aufstellungen umfassen Flächen am westlichen Ortsausgang der Ortslage 
Golzwarden, an der Brommystraße in Brake und an der Heinestraße ebenfalls in Brake. Die 
Flächen an der Brommystraße und an der Heidestraße liegen innerhalb des Siedlungszusam-
menhanges von Brake. Im Bereich der Ladestraße (Bebauungsplan Nr. 37, 1. Änderung) wird 
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in der Stadt Brake zusätzlich ein Angebot für Wohneinheiten in Mehrfamilienhäusern geschaf-
fen. Die Grundstücke in den zuletzt entwickelten Wohngebieten „Wiesenstraße“ (Bebauungs-
plan Nr. 77) und „Timmermanns Hellmer“ (Bebauungsplan Nr. 79) wurden in kurzer Zeit ver-
geben. Die Stadt Brake kommt mit den Neuausweisungen ihrer mittelzentralen Bedeutung 
nach.  

Aufgrund seiner innerörtlichen Lage und der bereits vorhandenen baulichen Nutzung eignet 
sich das Plangebiet besonders für die Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes. Die im 
Plangebiet und in der Umgebung bereits vorhandene Nutzungsstruktur kann im Plangebiet 
fortgesetzt werden. Im westlichen Plangebiet ist aufgrund der direkt angrenzenden, südlich 
befindlichen eingeschossigen Wohnbebauung nur ein Vollgeschoss zulässig. Im östlichen 
Plangebiet sind zwei Vollgeschosse möglich. Mit der Realisierung des Plangebiets bzw. der 
geplanten Nachverdichtung ergibt sich die Chance, den Siedlungsraum zu arrondieren. Das 
Wohngebiet wird sich von angrenzenden Strukturen nicht wesentlich unterscheiden und ent-
sprechend gut einfügen. 

Die Erschließung der geplanten Wohnhäuser erfolgt über eine neue Privatstraße von der Al-
lerstraße aus. Die neue Erschließungsstraße mündet in einer neu geplanten Wendeanlage. 
Diese ist so dimensioniert, dass sie von den Müllfahrzeugen angefahren werden kann.  

5 Planungsvorgaben, Abwägungsbelange und wesentliche Auswirkungen 
der Planung 

Um die konkurrierenden privaten und öffentlichen Belange fach- und sachgerecht in die Ab-
wägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB einstellen zu können, werden gemäß §§ 3 und 4 BauGB 
Beteiligungsverfahren durchgeführt. Eine Synopse über die Abwägung der Hinweise und An-
regungen aus den eingegangenen Stellungnahmen wird der Begründung beigefügt. 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von 
Bauleitplänen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen. Die Ergebnisse der Abwägung sind in der nachstehenden Tabelle sowie in den 
nachfolgenden Unterkapiteln dokumentiert. 

Betroffene öffentliche und private Belange durch die Planung 

Betroffenheit Keine Betroffenheit, weil … 

§ 1 Abs. 4 BauGB: Belange der Raumordnung, u.a. Ziele der Raumordnung 

siehe Kapitel 5.1  

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB: die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

siehe Kapitel 5.4   

§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB: die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien 
mit mehreren Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigen-
tumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen kostensparenden Bauens sowie 
die Bevölkerungsentwicklung 

siehe Kapitel 5.5  

§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB: die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere 
die Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Menschen, unterschiedliche Aus-
wirkungen auf Frauen und Männer sowie die Belange des Bildungswesens und von Sport, Freizeit 
und Erholung 

siehe Kapitel 5.6  
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Betroffenheit Keine Betroffenheit, weil … 

§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB: die Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und 
der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsberei-
che  

siehe Kapitel 5.8  

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB: die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 
die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, künstlerischer oder städte-
baulicher Bedeutung und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes 

siehe Kapitel 5.8  

§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB: die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 
festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge 

 Nicht relevant. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsge-
füge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

siehe Kapitel 5.9  

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes, 

siehe Kapitel 5.9  

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 
insgesamt, 

siehe Kapitel 5.9  

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

siehe Kapitel 5.9  

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern, 

siehe Kapitel 5.4  

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, 

siehe Kapitel 5.3  

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-
, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 

siehe Kapitel 5.9  

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung 
zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 
überschritten werden, 

 Nicht relevant 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den Buchsta-
ben a bis d, 

Wechselwirkungen werden bei den Ausführun-
gen zu den einzelnen Schutzgütern mit berück-
sichtigt. 

 

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, die auf-
grund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder 
Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den Buchstaben a bis d und i, 

 Keine schweren Unfälle oder Katastrophen zu er-
warten. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB: die Belange 
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Betroffenheit Keine Betroffenheit, weil … 
a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versor-
gung der Bevölkerung, 

 Nicht relevant. 

b) der Land- und Forstwirtschaft, 

 Nicht relevant, da Plan der Innentwicklung dient 
und innerhalb des Siedlungsgebietes liegt. 

c) der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 

 Nicht relevant. Die Gärtnerei wurde aufgegeben.  

d) des Post- und Telekommunikationswesens, insbesondere des Mobilfunkausbaus, 

 Nicht relevant. 

e) der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, einschließlich der Versorgungssicherheit, 

siehe Kapitel 5.11  

f) der Sicherung von Rohstoffvorkommen 

siehe Kapitel 5.10  

§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB: die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der Bevöl-
kerung, auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, etwa der Elektro-
mobilität, einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des nicht motorisierten Ver-
kehrs, unter besonderer Berücksichtigung einer auf Vermeidung und Verringerung von Verkehr aus-
gerichteten städtebaulichen Entwicklung 

siehe Kapitel 5.13  

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB: die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen An-
schlussnutzung von Militärliegenschaften  

 Nicht relevant 

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB: die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen 
Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städtebaulichen Planung 

 Nicht relevant 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB: die Belange des Küsten- oder Hochwasserschutzes und der Hochwasser-
vorsorge, insbesondere die Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden 

siehe Kapitel 5.14  

§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB: die Belange von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbrin-
gung 

siehe Kapitel 5.15  

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB: die ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen  

siehe Kapitel 5.16  

§ 1a Abs. 2 BauGB: Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel 

siehe Kapitel 4.2  

§ 1a Abs. 3 BauGB: Eingriffsregelung 

siehe Kapitel 5.9  

§ 1a Abs. 5 BauGB: Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

siehe Kapitel 5.3  

Weitere Belange sind nicht betroffen. 
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5.1 Belange der Raumordnung  

Landesraumordnung 

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (Änderung der Verordnung über das 
Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO) mit Rechtskraft vom 17. Feb-
ruar 2017, zuletzt geändert am 07.09.2022) enthält keine plangebietsbezogenen Aussagen. 
Die Stadt Brake ist als Mittelzentrum eingeordnet. In den zentralen Orten ist eine Entwicklung 
anzustreben, die die Leistungsfähigkeit der Orte entsprechend ihrer Bedeutung für die Versor-
gung der Bevölkerung und die Wirtschaft sichert und verbessert.  

Mit der Ausweisung der Allgemeinen Wohngebiete werden die raumordnerischen Aussagen 
beachtet und umgesetzt.  

 
Abbildung 4: Auszug aus dem Landesraumordnungsprogramm 2017, letzte Änderung 2022 

Regionale Raumordnung 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Wesermarsch 2019 ist die 
Stadt Brake als Mittelzentrum dargestellt (2.2 Entwicklung der Daseinsvorsorge und Zentralen 
Orte 01). In der Begründung wird zur Ziffer 01 ausgeführt: Auf Grundlage des Landesraum-
ordnungsprogrammes 2017 (LROP 2017, Kap. 2.2. Ziffer 07) werden im RROP Landkreis We-
sermarsch Brake und Nordenham als Mittelzentren festgelegt. Im Landkreis Wesermarsch 
stellen diese beiden die Orte mit der höchsten Zentralitätsstufe dar. Neben der grundzentralen 
Versorgungsfunktion (periodisch) für das jeweilige Stadtgebiet übernehmen die beiden Mittel-
zentren auch die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des aperiodischen Bedarfs ins-
besondere in den Bereichen Bildung, Einzelhandel, Gesundheit, Kultur, Infrastruktur, Wirt-
schaft und administrativen Einrichtungen.  

Das Plangebiet ist in der zeichnerischen Darstellung als zentrales Siedlungsgebiet ausgewie-
sen. Bei der Planung handelt es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung. Somit trägt 
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die Planung zu einer städtebaulichen Ordnung und zur Stärkung der innerörtlichen Wohnfunk-
tion bei.  

 
Abbildung 5: Ausschnitt aus dem regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Wesermarsch (2019) 

5.2 Bodenschutz- und Umwidmungssperrklausel 

Nach § 1a Abs. 2 S. 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel und die Umwidmungssperrklausel 
in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Das BauGB enthält in § 1a 
Abs. 2 Regelungen zur Reduzierung des Freiflächenverbrauchs. Dies soll im Wesentlichen 
über zwei Regelungsmechanismen erfolgen:  

• Nach § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden 
(Bodenschutzklausel). 

• § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohn-
zwecke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Um-
widmungssperrklausel).  

Die Flächen im Plangebiet sind bereits bebaut. Der Landwirtschaft werden keine Flächen ent-
zogen. Der Boden- und Umwidmungssperrklausel wird somit entsprochen. 

5.3 Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung 

Im Rahmen der Bauleitplanung soll gemäß § 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen des Klima-
schutzes als auch der Klimafolgenanpassung Rechnung getragen werden. Am 30.07.2011 ist 
das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Ge-
meinden in Kraft getreten. Im Rahmen der BauGB-Novelle 2017 wurden durch die Umsetzung 
der UVP-Änderungsrichtlinie neue Anforderungen an die Umweltprüfung gestellt. 

Beachtlich sind auch die Klimaschutzziele des geänderten Klimaschutzgesetzes (KSG, in Kraft 
getreten am 31.08.2021). Bis zum Zieljahr 2030 gilt eine Minderungsquote von mindestens 
65 % der Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Jahr 1990. Für das Jahr 2040 ist ein 

Plangebiet 
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Minderungsziel von mind. 88 % genannt. Bis zum Jahr 2045 ist die Klimaneutralität als Ziel 
formuliert. 

Das Klimaschutzgesetz (KSG) betont zudem die Vorbildfunktion der öffentlichen Hand und 
verpflichtet die Träger öffentlicher Aufgaben bei ihren Planungen und Entscheidungen die fest-
gelegten Ziele zu berücksichtigen (§ 13 KSG Abs. 1). Der Gesetzgeber hat mit den Formulie-
rungen im KSG deutlich gemacht, dass der Reduktion von Treibhausgasen, u. a. durch hoch-
effiziente Gebäude und durch Erzeugung Erneuerbarer Energien, eine hohe Bedeutung zu-
kommt und dass Städte und Gemeinden dabei in besonderer Weise in der Verantwortung 
stehen. 

Im Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung wurden zudem Zielkorridore für die Treibhaus-
gasemissionen einzelner Sektoren im Jahr 2030 entwickelt. So wurde ein Fahrplan für einen 
nahezu klimaneutralen Gebäudebestand erarbeitet. Voraussetzungen dafür sind anspruchs-
volle Neubaustandards, langfristige Sanierungsstrategien und die schrittweise Abkehr von fos-
silen Heizungssystem. Optimierungen im Verkehrsbereich sowie in der Energiewirtschaft sol-
len für weitere Minderungen der Treibhausgasemissionen sorgen. 

Auf kommunaler Ebene wurde im Jahr 2014 ein integriertes Energie- und Klimaschutzkonzept 
für die Stadt Brake beschlossen. Zwar sind die Berechnungen mittlerweile überholt, dennoch 
wurden Ziele und Maßnahmen entwickelt, die weiterhin zu berücksichtigen sind. So sollen der 
Energieverbrauch in den Haushalten minimiert und erneuerbare Energien ausgebaut werden. 

Den Belangen des Klimaschutzes wird zunächst dadurch Rechnung getragen, dass die Pla-
nung eine Fläche im Innenbereich zur Realisierung neuer Wohngebäude in Anspruch nimmt. 
Geplant sind u.a. auch Mehrfamilienhäuser. Diese verdichtete Wohnform trägt zur Minimierung 
des Energiebedarfes bei. 

Um die Nutzung von Solarenergie zu steigern, wird eine Festsetzung zur Installation von Pho-
tovoltaikanlagen in den Bebauungsplan aufgenommen. Zusätzlich ist eine Verwendung von 
Braun- und Steinkohle, Torf, Erdgas und Erdöl nicht zulässig. Beide Festsetzungen tragen zur 
Schonung der Umwelt und Verringerung der Nutzung fossiler Energieträger bei. Die Festset-
zungen werden auch vor dem Hintergrund des globalen Klimaschutzes und der Ziele auf Bun-
des-, Landes- und kommunaler Ebene getroffen. Die Stadt Brake bewertet die Festsetzung 
als für private Bauherren zumutbar. Bei Neubauten bestehen bereits durch das Energiefach-
recht hohe Anforderungen an die Wärmedämmung und an eine energieeffiziente Bauweise.  

Weiterhin werden auch die Belange der Klimaanpassung berücksichtigt. Um die Versickerung 
im Gebiet zu verbessern, sind Stellplätze und Zufahrten aus wasserdurchlässigem Material 
herzustellen. In den örtlichen Bauvorschriften wird die Anlage von Kies- oder Schottergärten 
ausgeschlossen. Im Mittelpunkt steht hierbei die weitgehende ökologische Wertlosigkeit und 
der negative Einfluss solcher Gärten auf das örtliche Mikroklima. Die Steinflächen heizen sich 
unter Sonneneinstrahlung stark auf und speichern die Wärme bis in die Abendstunden. Durch 
den Wegfall der Verdunstung von Pflanzen sinkt die Luftfeuchtigkeit, wodurch die kühlende 
Wirkung wegfällt. Insbesondere bei einer Häufung solcher Flächen in bebauten Gebieten wird 
von einer verstärkten Sommerhitze und Trockenheit in der Umgebung ausgegangen. Im vor-
liegenden Plangebiet würden sich Schottergärten(-flächen) nicht in die vorhandene Umgebung 
einfügen. Ein weiterer negativer Effekt der genannten Grundstücksgestaltung ergibt sich aus 
der fehlenden Fläche zur Versickerung von Niederschlägen - insbesondere bei Starkregener-
eignissen. In der Folge kann das Entwässerungssystem überlasten und sich lokale Über-
schwemmungen an kritischen Punkten häufen. 



11 Stadt Brake: Bebauungsplan Nr. 84  
 

Die Entwicklung von energetisch günstigen Gebäudeformen (günstiges Verhältnis von Gebäu-
dehüllfläche zu beheizbarem Gebäudevolumen) beinhaltet ein großes Reduktionspotential. 
Aus diesem Grund ist auf der Umsetzungsebene der Verzicht auf Dachgauben, Erker, Nischen 
und Winkel in der wärmedämmenden Gebäudehülle sinnvoll. Um die Grundstückseigentü-
mer/innen nicht zu stark einzuschränken, werden diese allerdings bewusst durch örtliche Bau-
vorschriften nicht ausgeschlossen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Südorientierung der 
Gebäude in Verbindung mit einer großflächigen Verglasung nach Süden und einer kleinen 
Verglasung nach Norden eine weitere Möglichkeit zur Reduktion des Energieverbrauchs und 
somit eine gute Maßnahme zum Klimaschutz bietet.  

5.4 Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und Sicherheit 
der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

Die vorliegende Planung erfüllt die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind weiterhin die mit der vorliegenden Planung 
verbundenen, unterschiedlichen Belange untereinander und miteinander zu koordinieren, so 
dass Konfliktsituationen vermieden werden können und die städtebauliche Ordnung sicherge-
stellt wird. Schädliche Umwelteinwirkungen sind bei der Planung nach Möglichkeit zu vermei-
den (§ 50 BImSchG).  

Südlich und östlich grenzen bereits allgemeine Wohngebiete an das Plangebiet. Die vorhan-
dene Struktur wird im Plangebiet mit der Ausweisung von allgemeinen Wohngebieten fortge-
setzt. Die Mindest-Grenzabstände der Niedersächsischen Bauordnung berücksichtigen grund-
sätzlich eine ausreichende Belichtung, Besonnung und Belüftung. Zu den Altanliegern an der 
Weserstraße ist zudem nur ein Vollgeschoss und eine maximale Firsthöhe von 9,0 m zulässig. 

5.4.1 Geruchsimmissionen 

Nördlich des Plangebietes befindet sich auf dem Gelände der ehemaligen Kläranlage ein Aus-
gleichsbecken für Schmutzwasser. Es dient bei Starkregen als Zwischenspeicher zur Entlas-
tung der Kläranlage. An der Allerstraße befinden sich bereits Wohnhäuser im Bestand mit 
entsprechenden Schutzansprüchen. Es ergibt sich damit keine gänzlich neue Umgebungssi-
tuation. Es ist bereits auf den Bestand an Wohnnutzungen Rücksicht zu nehmen.  

5.4.2 Schallimmissionen 

Westlich des Plangebietes befindet sich die Bahnlinie Hude – Nordenham von der  
Schallimmissionen ausgehen können. Das Plangebiet befindet sich außerdem in der Nähe 
von Gewerbeeinrichtungen. Im Zuge der Planung wurde eine schalltechnische Untersuchung1 
in Auftrag gegeben. Die wesentlichen Inhalte und Ergebnisse werden nachstehend wiederge-
geben. In der schalltechnischen Untersuchung wurde eine Dauermessung im Plangebiet zur 
Ermittlung von straßen- und schienenverkehrsbedingten Geräuschimmissionen und gewerbe- 
und hafenbedingten Geräuschimmissionen durchgeführt. Im Anschluss wurden die Ergeb-
nisse in Immissionsrastern dargestellt und die Gewerbelärmsituation beurteilt.  

Verkehrslärm 

Für die Beurteilung der Zulässigkeit der festgestellten Immissionen haben die Gutachter auf 
technische Regelwerke, insbesondere die DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“, sowie 
die 16. BImSchV zurückgegriffen. Die Einhaltung oder Unterschreitung der Orientierungswerte 

 
1 Schalltechnische Untersuchung, technologie entwicklungen & dienstleistungen GmbH, Datum: 22.05.2023 
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der DIN 18005 ist wünschenswert, um die mit der Eigenart des betreffenden Gebietes verbun-
dene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Geräuschbelastungen zu erfüllen. In der DIN 
18005 werden gegenüber Verkehrslärm als Orientierungswert für Allgemeine Wohngebiete 55 
dB(A) zur Tagzeit und 45 dB(A) zur Nachtzeit genannt. Sind an schutzbedürftigen Bebauungen 
Geräuschimmissionen zu erwarten, die relevant von den Orientierungswerten, Immissions-
richtwerten und den Immissionsgrenzwerten abweichen, muss überprüft werden, ob durch 
Schallschutzmaßnahmen aktiver bzw. passiver Art ein angemessener Schutz vor Ge-
räuscheinwirkungen erreicht werden kann.  

Für die Weserstraße wurde unter Berücksichtigung der Dauermessung ein Emissionsansatz 
von 69 dB(A) zur Tagzeit und von 64 dB(A) zur Nachtzeit angesetzt. Die Emissionsansätze 
beinhalten eine jährliche Verkehrssteigerung von 0,5 % mit einen Prognosehorizont für das 
Jahr 2035. 

Für die Bahnlinie wurden unter Berücksichtigung der Dauermessung ebenfalls Emissionsan-
sätze zugrunde gelegt. Die Emissionsansätze für den Güterverkehr beinhalten konservativ 
eine Verkehrssteigerung von 35 %. 

Ergebnisse Verkehrslärm 

Die schalltechnischen Berechnungen haben ergeben, dass innerhalb des Plangebietes (ohne 
aktive Schallschutzmaßnahmen) die für Verkehr heranzuziehenden Orientierungswerte nach 
DIN 18005 und die Immissionsgrenzwerte nach 16. BImSchV überschritten werden können. 
Dabei wird die Immissionssituation maßgeblich durch den Schienenverkehr geprägt. Tagsüber 
können Überschreitungen im westlichen Planbereich sowie entlang der Weserstraße nicht 
ausgeschlossen werden. In der Nachtzeit wird der Orientierungswert im gesamten Planbereich 
und der Immissionsgrenzwert nach 16. BImSchV teilweise überschritten. 

Auf Grund der ermittelten Orientierungswertüberschreitungen durch die Verkehrswege wurde 
in den weiteren Betrachtungen an der westlichen Plangebietsgrenze ausgehend von der We-
serstraße in nördlicher und nordöstlicher Richtung verlaufend eine Schallschutzwand mit einer 
Höhe von 2,5 m über Schienenoberkante berücksichtigt. Der Verlauf der Schallschutzwand ist 
der folgenden Abbildung zu entnehmen: 

 

Zur Darstellung der Geräuschimmissionen innerhalb des Plangebietes unter Berücksichtigung 
der Schallschutzwand wurden Raster für die Immissionshöhen 2 m und 5 m über GOK be-
rechnet.  
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Die Berechnungen unter Berücksichtigung der Schallschutzwand mit einer Höhe von 2,5 m 
haben ergeben, dass in den Erdgeschosszonen die Werte mit Ausnahme eines Streifens ent-
lang der Weserstraße eingehalten werden. In den Obergeschossen kommt es weiterhin zu 
Überschreitungen der Orientierungswerte im westlichen Plangebiet. Auch zur Nachtzeit wer-
den die Orientierungswerte zum Teil überschritten.   

Um dem Schutzzweck innerhalb von schutzbedürftigen Räumen Rechnung zu tragen, haben 
die Gutachter Lärmpegelbereiche ermittelt, auf deren Grundlage die Anforderungen an die 
Luftschalldämmung von Außenbauteilen abgeleitet werden.  

Umsetzung der schalltechnischen Ergebnisse zum Verkehrslärm durch die Stadt Brake 

Um die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu erfüllen, werden aktive 
und passive Schallschutzmaßnahmen getroffen. Die Schallschutzwand in einer Höhe von  
2,5 m wird ebenso festgesetzt wie die Lärmpegelbereiche. Außerdem wird eine Festsetzung 
getroffen, wonach im skizzierten Bereich des Plangebietes gemäß § 9 (2) Nr. 2 BauGB die 
zulässigen Nutzungen erst aufgenommen werden dürfen, wenn die im Planteil festgesetzte 
aktive Schallschutzmaßnahme realisiert worden ist. Festsetzungen zum Schutz der Außen-
wohnbereiche sind nicht erforderlich, da durch die Schallschutzwand die Orientierungswerte 
in den Erdgeschosszonen nicht überschritten werden.  

Gewerbelärm 

Schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche von Gewerbeanlagen werden in der Regel 
immer dann vermieden, wenn die Summe der gewerblichen Geräuschimmissionen an den 
nächstgelegenen Immissionsorten die Immissionsrichtwerte der Technischen Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm - TA Lärm nicht überschreitet. Die als Verwaltungsvorschrift bestehende 
TA Lärm gilt für die Genehmigung von konkreten Vorhaben (Errichtung und Betrieb von Anla-
gen). Die TA Lärm gibt einen Immissionsrichtwert für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) 
tags und 40 dB(A) nachts an. Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissions-
richtwerte während der Tageszeit um nicht mehr als 30 dB und während der Nachtzeit um 
nicht mehr als 20 dB überschreiten. 

Die in der Umgebung des Plangebietes vorhandenen Gewerbe- und Industrieflächen wurden 
mit ihren jeweiligen in den Bebauungsplänen festgesetzten Emissionskontingenten in den Be-
rechnungen berücksichtigt. 

Ergebnisse Gewerbelärm 

Überschreitungen durch gewerbebedingte Geräuschimmissionen im Planbereich haben sich 
weder tags noch nachts ergeben.   

Hinweis zum Immissionsschutz 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (ins-
besondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, 
elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benach-
barter Bebauung führen können. 

In unmittelbarer Nähe unserer elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der 
Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magne-
tische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende 
Schutzvorkehrungen zu sorgen. 
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5.5 Wohnbedürfnisse, Eigentumsbildung, Bevölkerungsentwicklung 

Um verschiedenen Altersgruppen ausreichend Wohnraum und unterschiedliche Wohnformen 
zur Verfügung stellen zu können, werden Einfamilienhäuser, Doppelhäuser und Mehrfamilien-
häuser geplant. Damit wird den verschiedenen Gruppen eine Perspektive für einen Verbleib 
in Brake geboten. 

5.6 Belange sozialer und kultureller Bedürfnisse, Belange des Bildungswe-
sens und von Sport, Freizeit und Erholung 

Das Plangebiet kann durch die umliegende soziale und kulturelle Infrastruktur versorgt wer-
den.  

Eine Grundschule befindet sich in ca. 800 m westlicher Entfernung. Eine weitere ist südlich in 
1,8 k m südlicher Entfernung. Eine integrierte Gesamtschule, ein Gymnasium und eine berufs-
bildende Schule liegen in ca. 2,5 km südwestlicher Entfernung. Im Stadtgebiet finden sich wei-
tere Einrichtungen des Bildungswesens. 

Der nächstgelegene Kindergarten befindet sich an der Golzwarder Straße, weitere Kindergär-
ten befinden sich verteilt auf das gesamte Stadtgebiet.  

Spielplätze befinden sich sowohl südwestlich an der Butjadinger Straße in ca. 1,1 km Entfer-
nung als auch am Kiebitzring in ca. 1,4 km Entfernung. 

Im Stadtgebiet gibt es mehrere seniorenbezogene Einrichtungen wie das Seniorenzentrum 
Brake in ca. 2 km südlicher Entfernung oder das Haus Teichblick in ca. 1,3 km südwestlicher 
Entfernung.  

Lebensmittelgeschäfte gibt es sowohl südlich im ca. 1 km entfernten als auch am westlichen 
Stadtrand in ca. 1,5 km Entfernung. 

Mit den vorhandenen Einrichtungen der Umgebung kann die Versorgungssicherheit der Be-
völkerung gesichert werden. 

5.7 Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der 
Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zent-
raler Versorgungsbereiche 

Die Planaufstellung wird mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung begründet und 
dient der die Schließung von Baulücken und Wiederbelegung von Leerständen. Damit kann 
auch zukünftig weiterer Wohnraum geschaffen werden. Die Planung trägt zum sparsamen 
Umgang mit dem Schutzgut Boden/Fläche ebenso bei, wie zu einer zeitgemäßen und nach-
frageorientierten Weiterentwicklung des Stadtgebietes Brakes. Im Umfeld des Plangebietes 
befinden sich bereits verdichtete Wohnformen. Die Belange der Erhaltung, Erneuerung, Fort-
entwicklung und Anpassung vorhandener Ortsteile werden berücksichtigt. 

5.8 Belange des Orts- und Landschaftsbildes und des Denkmalschutzes 

Der Bereich wird sich durch die Erstellung von Wohnhäusern nur unwesentlich verändern. Das 
Gebiet war vorher bereits bebaut. Die geplante Bebauung fügt sich in die Umgebungsbebau-
ung und die Nutzungsart ein. 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche sowie mittelalterli-
che oder frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkoh-
leansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, 



15 Stadt Brake: Bebauungsplan Nr. 84  
 

auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nie-
ders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Abteilung Ar-
chäologie – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, Tel. 0441-205766-15 unverzüglich ge-
meldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 
Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes bis 
zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz 
ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbei-
ten gestattet. 

5.9 Belange von Natur und Landschaft, Eingriffsregelung  

Aktueller Zustand und Planungsrecht 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 84 liegt im nördlichen Siedlungsgebiet der Stadt 
Brake und umfasst eine Größe von rd. 9.820 m2.  

Das Plangebiet grenzt östlich an die Allerstraße und die südlich an die Weserstraße an. Das 
Plangebiet wird westlich durch die Bahnstrecke Hude Nordenham begrenzt. Nördlich angren-
zend ist ein Ausgleichsbecken für Schmutzwasser vorhanden. Der Großteil des Plangebiets 
ist bereits bebaut. Das Plangebiet stellt sich derzeit vorwiegend als verdichtetes Einzel- und 
Reihenhausgebiet (OED) mit neuzeitlichen Ziergärten (PHZ) dar. In der Mitte des Plangebietes 
befinden sich die Gebäude einer ehemaligen Gärtnerei (OGP). Im nordwestlichen Plangebiet 
befindet sich eine Rasenfläche (GR) mit mehreren Gehölzen des Siedlungsbereichs (HS). Am 
nördlichen Rand des Plangebietes verläuft ein wasserführender Graben (FG), der unbeständig 

Abbildung 6: Orthofoto und Abgrenzung des Plangebiets 
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ist und temporär trockenfällt. Im östlichen Plangebiet befinden sich zwei neugebaute Mehrfa-
milienhäuser, umgeben von Ziergarten (PHZ). Nördlich davon befindet sich ein Taxiunterneh-
men mit Garten, der sich vorwiegend als artenarmer Scherrasen darstellt (GRA). Kleinflächig 
bestehen Gemüsebeete (PHO). Am nördlichen Grundstücksende befindet sich ein kleines Ge-
wächshaus, das dem Biotoptyp sonstiges Bauwerk (OYS) zugeordnet wird. Im Osten entlang 
der nördlichen Plangebietsgrenze befindet sich eine durchgewachsene Schnitthecke vorwie-
gend aus Thuja, die aufgrund der mangelnden Pflege als Ziergebüsch aus überwiegend nicht 
einheimischen Gehölzarten (BZN) eingestuft wird. Südlich der Hecke kommt verstärkt Brom-
beeraufwuchs auf, der kleinflächig dichte Gebüschbestände bildet (RBB). Im Bereich der Gärt-
nerei ist den Gebüschen eine halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM) 
vorgelagert, die sich auf Offenbodenflächen und Bodenaushub ausgebildet hat. Dort befindet 
sich ebenfalls ein Kompostierungsplatz (OSH). Westlich der Gärtnerei befinden sich weitere 
Einzel- und Doppelhäuser (OED). Die Gärten sind als neuzeitliche Ziergärten (PHZ) angelegt, 
die große Scherrasenbereiche (GR) und Heckenstrukturen (BZN) aufweisen. Mittig befindet 
sich eine ältere, durchgewachsene Thuja-Hecke (BZN). Im nordwestlichen Bereich befinden 
sich weiterhin einige Obstbäume. 

Die Umgebung des Plangebietes ist durch die umliegenden Wohnnutzungen (OED/OZ) ge-
prägt. Nördlich befindet sich ein Ausgleichsbecken für Schmutzwasser. Es ist durch eine 
Baumreihe eingegrünt, die aus Pappeln gebildet wird (HEB). 

Anhand der im Plangebiet vorhandenen Habitatstrukturen lässt sich das Potenzial für vorkom-
mende Tierarten abschätzen. Innerhalb der vorhandenen Gehölz- und Heckenbestände sind 
geeignete Potentiale für gehölzbrütende Vogelarten anzunehmen. Innerhalb der wenigen Alt-
bäume im Plangebiet sind zudem dauerhaft genutzte Niststandorte von Höhlenbrütern und 
Quartiersqualitäten für Fledermäuse nicht vollständig auszuschließen. 

Der Gebäudebestand im Plangebiet, insbesondere das nicht mehr Gebäude der Gärtnerei an 
der Weserstraße und der Gewächshauskomplex, bieten Niststandorte für Gebäudebrüter. 
Weiterhin sind einzelne Quartiersqualitäten als Sommerversteck für Fledermäuse nicht aus-
zuschließen. 

Die Ruderalflächen und das Brombeergebüsch bieten zudem innerhalb des Siedlungszusam-
menhangs wichtige Nahrungsangebote für Insekten wie z.B. Tagfalter oder Wildbienen. 

Eine besondere Bedeutung für die biologische Vielfalt wird für das Plangebiet nicht abgeleitet. 

Fläche und Boden 

Ausweislich der Bodenkarte von Niedersachsen im Maßstab 1:50.000 (BK 50) ist im Plange-
biet als Bodentyp Tiefe Kleimarsch angegeben. Es handelt sich dabei um einen schutzwürdi-
gen Boden aufgrund der hohen, natürlichen Bodenfruchtbarkeit. Das ackerbauliche Ertrags-
potenzial ist als hoch angegeben. Die jährliche Sickerwasserrate liegt im Plangebiet auf einem 
mittleren Niveau von >150–200 mm/a.2 Da Marschböden im Allgemeinen keinen geeigneten 
Baugrund darstellen, ist von Veränderungen des Bodens im Zuge der baulichen Entwicklung 
des Plangebietes auszugehen. Weiterhin stellen die bestehenden Versiegelungen eine Vor-
belastung des Bodens im Plangebiet dar, da auf versiegelten Flächen die natürlichen Boden-
funktionen verloren gehen. Altlasten sind im Plangebiet nicht bekannt.3 
  

 
2  NIBIS® Kartenserver, Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): Bodenkunde. Zugriff Mai 2023. 
3  NIBIS® Kartenserver, Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): Altlasten. Zugriff Mai 2023. 
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Wasser 

Das Gebiet ist dem Grundwasserkörper Untere Weser Lockergestein links zugeordnet. Sowohl 
der mengenmäßige als auch der chemische Zustand des Grundwasserkörpers wird gemäß 
WRRL als gut eingestuft.4 Im Plangebiet findet im Jahresdurchschnitt eine Grundwasserzeh-
rung statt (Grundwasserneubildungsstufe 0).5 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Nördlich schließt ein temporär tro-
ckenfallender Graben an das Plangebiet an. 

Klima 

Großklimatisch liegt das Plangebiet in der gemäßigten Klimazone und wird der klimaökologi-
schen Region Küstennaher Raum zugeordnet. Kennzeichnend sind milde Winter und kühle 
Sommer. Der durchschnittliche Jahresniederschlag liegt bei etwa 750 mm/a und die Jahres-
durchschnittstemperatur 8,7°C.6 Das Lokalklima wird durch die Siedlungslage mit den vorhan-
denen Versiegelungen und Baukörpern beeinflusst. Eine ausgleichende Wirkung ist den Zier-
gärten mit den vorhandenen Gehölzstrukturen zuzuordnen. 

Im Geltungsbereich sind weder besondere Wertigkeiten noch besondere Belastungssituatio-
nen der abiotischen Schutzgüter (Fläche/Boden, Wasser, Klima/Luft) ersichtlich. 

Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild wird durch die Siedlungslage der Stadt Brake und die Nähe zum Hafen-
standort geprägt. So ist zum Beispiel die angrenzende Gleisanlage eine wichtige Infrastruktur-
verbindung für die Anlieferung von Gütern zum Hafen.  

Auswirkungen auf Natur und Landschaft, Eingriffsregelung 

Der Bebauungsplan Nr. 84 wird gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Dementsprechend sind bei 
diesem Verfahren  

• eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,  

• ein Umweltbericht gemäß § 2a BauGB, 

• Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und 

• eine zusammenfassende Erklärung nach § 10a BauGB 

nicht erforderlich. Die Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a und b BauGB und § 1a 
BauGB sind jedoch zu berücksichtigen. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 84 „Weserstraße/Allerstraße“ werden zusätzli-
che Versiegelungsmöglichkeiten geschaffen. 

Die mit der Planung verbundenen Auswirkungen auf den Naturhaushalt und das Landschaftsbild 
beziehen sich auf die aktuelle Ausprägung im Bestand, da für das Gebiet kein gültiger Bebauungs-
plan besteht. 

Insgesamt sind durch die Ausweisung einer neuen Verkehrsfläche (rd. 779 m2) und eines all-
gemeinen Wohngebietes (WA mit 8.929 m2 mit einer GRZ von 0,4 entspricht einer Versiege-

 
4  Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz (o.J.): Umweltkarten Niedersach-

sen. Wasserrahmenrichtlinie. Zugriff Mai 2023. 
5  NIBIS® Kartenserver, Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): Hydrogeologie. Zugriff Mai 2023. 
6  NIBIS® Kartenserver, Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): Klima und Klimawandel. Zugriff 

Mai 2023. 
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lung von rd. 5.357 m2) Neuversiegelungen teils natürlich gewachsener Böden und Überpla-
nung teils bereits versiegelter Flächen zulässig. Bei einer Neuversiegelung natürlich gewach-
sener Böden verlieren diese dadurch ihre Funktionen im Naturhaushalt.7 Der Großteil des 
Plangebiets ist durch die ehemalige Gärtnerei jedoch versiegelt und es bestehen zum Zeit-
punkt die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 84 bereits mehrere Wohngebäude. In den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 84 werden ebenfalls Schotter- oder Kieselgärten 
verboten, sodass Gärten als Grünflächen bzw. versickerungsfähige Vegetationsflächen anzu-
legen und zu erhalten sind. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 84 sind Veränderungen verbunden, die als Ein-
griffe in den Naturhaushalt (Arten und Lebensgemeinschaften, Boden) zu bewerten sind. Der 
bestehende Graben wird als Wasserfläche festgesetzt, so dass keine erheblichen Beeinträch-
tigungen für Oberflächengewässer zu prognostizieren sind.  

Ein Eingriff in das Landschaftsbild wird nicht prognostiziert, da es sich um einen um eine ver-
hältnismäßig kleine Fläche handelt und zum anderen sich die zukünftige Planung in die um-
gebende Siedlungsstruktur (Wohnnutzung) einfügt. Ebenfalls werden Festsetzungen getroffen 
um eine Einfügung in das umgebende Ortsbild zu gewährleisten. 

Für Bebauungspläne der Innenentwicklung gilt grundsätzlich, dass entsprechend § 13 a Abs. 
2 Nr. 4 BauGB Eingriffe als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten. 
Insofern sind keinen weiteren Maßnahmen zum Ausgleich für Arten und Lebensgemeinschaf-
ten und zum Ausgleich für Bodenfunktionen erforderlich.  

Belange des Besonderen Artenschutzes 

Die Bestimmungen zum besonderen Artenschutz gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG untersagen 
konkret schädigende Handlungen für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten. Die Ver-
bote werden durch die Bauleitplanung nicht unmittelbar berührt. Im Rahmen der Planung ist 
jedoch zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Bestimmungen die Realisierung der Planung 
dauerhaft hindern könnten und somit eine Nichtigkeit des Bauleitplans bewirken würden. 

Da nach § 44 Abs. 5 BNatSchG bestimmte Freistellungsregelungen für zulässige Vorhaben 
innerhalb von Bebauungsplänen gelten, sind die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG hier nur 
für streng geschützte Tier- und Pflanzenarten aus Anhang IV der FFH-Richtlinie und für euro-
päische Vogelarten näher zu betrachten. Auch für diese Arten werden die Verbote nach Nr. 3 
und damit verbundene Verbote nach Nr. 1 nicht erfüllt, soweit die ökologische Funktion der 
betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 
wird. 

Potenziell vorkommende artenschutzrechtlich relevante Arten 

Das Habitatpotential für artenschutzrechtlich relevante Arten wird anhand der im Geltungs-
bereich vorhandenen Habitatstrukturen abgeleitet. Die im Plangebiet vorhandenen Gehölzbe-
stände bieten geeignete Qualitäten als Brut- und Quartiersstandort für gehölzbewohnende Vo-
gel- und Fledermausarten. Dabei können einzelne Altbäume auch als dauerhafte Fortpflan-
zungs- und Ruhestätte dienen. Die Laubgehölzhecken und sonstigen Strauchbestände weisen 
zu geringe Stamm-/ Astdurchmesser für Baumhöhlen auf, können aber dennoch von Freibrü-
tern als Niststandort genutzt werden.  

Das Vorkommen von Vogelarten des Offenlandes ist aufgrund der gegebenen Habitatausstat-
tung mit hinreichender Sicherheit auszuschließen. Weiterhin ist aufgrund der Siedlungslage 

 
7  Natürliche Funktionen, Funktionen als Archiv der Natur und Kulturgeschichte, Nutzungsfunktionen 

gemäß § 2 BBodSchG 
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die Präsenz von Hauskatzen anzunehmen, die insbesondere für bodenbrütende Vogelarten 
eine Gefährdung bedeuten. 

In und an den Gebäuden im Plangebiet, insbesondere in den leerstehenden Gebäuden der 
ehemaligen Gärtnerei sind geeignete Potentiale für Gebäudebrüter und gebäudebewohnende 
Fledermausarten anzunehmen. 

Vorkommen von weiteren artenschutzrechtlich relevanten Arten, z. B. Säugetieren (ausge-
nommen Fledermäuse), Amphibien, Farn- und Blütenpflanzen, Libellen oder Heuschrecken 
sind, auf Grund der Ausstattung des Habitats einerseits und der Lebensraumansprüche ande-
rerseits, nicht zu erwarten. 

Potenziell durch die Planung berührte Verbotstatbestände: 

Nach der vorstehenden Ableitung der im Plangebiet artenschutzrechtlich relevanten Artenvor-
kommen sind die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG im 
Hinblick auf potenziell vorkommende Vogelarten und Fledermäuse zu prüfen.  

• Fangen, Tötung oder Schädigung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen: 

Bei der Fällung von Gehölzen ist die Verletzung oder Tötung von nicht flüggen Jungvögeln 
sowie die Zerstörung von Vogeleiern denkbar, sofern zu dem Zeitpunkt besetzte Vogel-Brut-
plätze vorhanden sind.  

Um ein Eintreten des artenschutzrechtlichen Verbotstatbestandes zu vermeiden, dürfen ggf. 
nötige Gehölzfällungen nur außerhalb der Vogelbrutzeit durchgeführt werden (sofern über-
haupt besetzte Brutplätze betroffen sind). Anderenfalls ist eine ökologische Baubegleitung 
durchzuführen, um sicher zu stellen, dass keine Vogelbrut betroffen ist.  

Weiterhin kann durch eine Überprüfung der zur Fällung vorgesehenen Gehölze und der zum 
Abriss vorgesehenen Gebäude auf Fledermausquartiere und aktuellen Besatz in unmittelba-
rem zeitlichem Zusammenhang mit den Gehölzfällungen das Eintreten des Verbotstatbestan-
des vermieden werden. Sofern Baumhöhlen, Stammrisse o.ä. mit einem aktuellen Besatz 
durch Fledermäuse festgestellt werden, werden die Gehölzfällungen bis nach dem Ausfliegen 
der Tiere ausgesetzt.  

• Erhebliche Störung von Tieren:  

Vorkommen von störempfindlichen Tierarten sind innerhalb des Plangebietes oder unmittelbar 
angrenzend eher nicht zu erwarten.  

Störungen sind bei Umsetzung der Planung nicht zu erwarten, da die Fläche innerhalb des 
besiedelten Bereiches liegt und sich durch die Planung die Störwirkung der Nutzungen (ins-
besondere Beunruhigung von Tieren durch die Anwesenheit von Menschen und die Nähe zur 
Straße) nicht signifikant verändern wird. Zudem befinden sich umliegend vergleichbare Le-
bensräume (Gehölzbestände, Bäume), so dass die potenziell vorkommenden Arten wie bei-
spielsweise Vögel oder Fledermäuse auf diese Flächen ausweichen können. 

Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der potenziell vorhandenen lokalen Popula-
tionen ist vor diesem Hintergrund nicht zu erwarten. Erhebliche Störungen werden durch die 
vorliegende Planung daher nicht prognostiziert. 

• Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Tie-
ren: 

Eine Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist v.a. im Zuge von Baumfällungen 
bzw. Gehölzentfernungen und Gebäudeabrissen möglich. Innerhalb des Plangebietes sind 
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keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten von artenschutzrechtlich relevanten Tieren bekannt. 
Es muss jedoch davon ausgegangen werden, dass vor allem ungefährdete, weit verbreitete, 
siedlungs- und störungstolerante Brutvogelarten das Gebiet zumindest in einzelnen Jahren als 
Fortpflanzungsstätte nutzen. Eine Reihe gehölzbrütender Arten legt alljährlich neue Nester an.  

Betroffenheiten aktuell genutzter Lebensstätten (ggf. Fledermausquartiere, ggf. Vogelbrutstät-
ten) können durch bauzeitliche Anpassungen vermieden werden. Der Schutz darüber hinaus 
bezieht sich nur auf dauerhaft wiedergenutzte Lebensstätten.  

Das Verbot der Zerstörung von Lebensstätten für zulässige Vorhaben innerhalb von Bebau-
ungsplänen kommt nicht zur Anwendung, soweit die ökologische Funktion der betroffenen Le-
bensstätte im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Dies ist hier anzunehmen, da 
vergleichbare Lebensräume im unmittelbaren Umfeld als Ausweichmöglichkeiten bestehen. 
Zahlreiche Einzelgehölze und Baumreihen befinden sich innerhalb der angrenzenden Sied-
lungsnutzungen. Die ökologische Funktion potenziell betroffener Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten ist somit im räumlichen Zusammenhang weiterhin gegeben. Ein Eintreten des Ver-
botstatbestandes wird nicht prognostiziert. 

• Beschädigung von Pflanzen oder ihrer Standorte:  

Artenschutzrechtliche relevante Pflanzenarten sind im Plangebiet aufgrund des Standortes 
und der Lebensraumansprüche streng geschützter Arten nicht zu erwarten.  

Fazit: 

Es sind aktuell keine artenschutzrechtlichen Konflikte ersichtlich, die der Umsetzung der Pla-
nung dauerhaft entgegenstehen würden. Auf Umsetzungsebene werden ggf. Maßnahmen wie 
bauzeitliche Vermeidungsmaßnahmen und eine Überprüfung der zu fällenden Gehölzbe-
stände und leerstehenden Gebäude erforderlich. 

Hinweis zum Umweltschadensrecht: Auf Grundlage der vorliegenden Kenntnisse sind nicht 
alle zukünftigen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im Sinne 
des § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG abschließend prognostizierbar. Es können nachteilige Aus-
wirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustandes der ge-
nannten Arten oder Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im Einwirkungsbe-
reich der Planung bisher nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbereich der 
Planung ansiedeln bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger Auswirkungen 
gemäß § 19 Abs. 1 BNatSchG kann deshalb planerisch und gutachterlich nicht gewährleistet 
werden. 

Natura 2000-Verträglichkeit 

Nach Naturschutzrecht ausgewiesene Schutzgebiete oder Schutzobjekte befinden sich nicht 
innerhalb des Geltungsbereiches bzw. in unmittelbarer Nähe.  

Das nächst gelegene FFH-Gebiet „Unterweser“ (EU-Kennzahl: DE 2316-331) befindet sich ca. 
900 m östlich. Das Gebiet umfasst den Weser-Ästuar mit Flachwasserbereichen, Brackwas-
serwatten, Röhrichten und durch Salzwasser beeinflusstes Grünland. Die Weser wird in die-
sem Bereich als bedeutende Schifffahrtsstraße genutzt. Das Gebiet stellt einen Teillebens-
raum von den wandernden Fischarten Meerneunauge, Flussneunauge und Finte dar. Östlich 
an das FFH-Gebiet schließt das FFH-Gebiet Nebenarme der Weser mit Strohauser Plate und 

Juliusplate (2516-331) an. Schutzgegenstand des FFH-Gebietes sind die naturnahen, tidebe-
einflussten Nebenarme der Unterweser mit Brack- und Süßwasserwattflächen. Das Gebiet ist 
ein wichtiges Trittsteinbiotop für Wanderfischarten. Weiterhin stellt das Gebiet ein potenzielles 
Laichgebiet für die Finte dar. 
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Die im Plangebiet vorhandenen Habitate (Einzelhäuser, Ziergärten) weichen deutlich von den 
Habitatbedingungen in den FFH-Gebieten ab, dementsprechend werden die 
Habitatansprüche der Zielarten im Plangebiet nicht erfüllt. Eine Beeinträchtigung der FFH-
Gebiete und ihrer Erhaltungsziele wird aufgrund der innerörtlichen Lage des Geltungsbereichs 
und des geringen Wirkradius nicht abgeleitet.  

Das nächst gelegene EU-Vogelschutzgebiet „Unterweser (ohne Luneplate)“ (EU-Kennzahl 
2617-401) befindet sich ca. 1,2 km östlich. Das Vogelschutzgebiet umfasst großflächige 
Schilfröhrichte (mit und ohne Gezeiteneinfluss) und großflächige Offenlandschaften mit hoher 
Bedeutung als Brut- , Rast- und Nahrungsräume für eine Vielzahl von Vogelarten. Diese sollen 
durch die Ausweisung als EU-Vogelschutzgebiet gesichtert und entwickelt werden. 

Aufgrund der abweichenden Habitatbedingungen im Geltungsbereich und der innerörtlichen 
Lage des Plangebietes sind keine Beeinträchtigungen des Vogelschutzgebietes durch die 
Planung abzuleiten. 

Darstellungen der Landschaftsplanung 

Im Landschaftsrahmenplan des Landkreises Wesermarsch aus dem Jahr 2016 werden keine 
konkreten Ziele für das Plangebiet formuliert.  

Der Landschaftsplan der Stadt Brake wurde im Jahre 1997 aufgestellt und seitdem nicht 
aktualisiert. Demnach ist davon auszugehen, dass die im Plan formulierten Ziele nicht mehr 
auf die aktuellen Umweltziele und Nutzungsanforderungn angepasst sind. 

5.10 Sicherung von Rohstoffvorkommen 

Das Plangebiet liegt im Bergwerksfeld Jade-Weser für den Rohstoff Kohlenwasserstoff. Das 
Plangebiet ist bereits baulich genutzt. Belange des Bergbaus stehen der Planung nicht entge-
gen.  

5.11 Technische Infrastruktur, Ver- und Entsorgung 

Die Versorgung des Gebietes mit Strom, Gas und Wasser sowie die Schmutzwasserbeseiti-
gung können durch die bestehenden Netze der Ver- und Entsorgungsträger sichergestellt wer-
den. Das Plangebiet kann im Rahmen einer Rohrnetzerweiterung an das Trinkwasserversor-
gungsnetz des OOWV angeschlossen werden. 

Das Plangebiet kann im Rahmen einer Rohrnetzerweiterung an das Abwasserentsorgungs-
netz des OOWV angeschlossen werden. Im Bereich der Allerstraße befindet sich ein Schmutz-
wasser-Freigefällekanal DN 400. Die Kanaltiefen liegen bei ca. 5,60 m in der Endhaltung beim 
Anschlussschacht. Der Anschluss im Freigefälle darf erfolgen. Für die Weiterleitung und Rei-
nigung der aus dem künftigen Plangebiet anfallenden Schmutzwässer stehen ausreichende 
Klärkapazitäten in der Kläranlage zur Verfügung. 

Im Bereich der Allerstraße befindet sich ein Regenwasser-Freigefällekanal DN 300. Die Ka-
naltiefen liegen bei ca. 1,40 m in der Endhaltung beim geplanten Anschluss an den Bestands-
kanal. Der Anschluss darf mit der geplanten Drosselung im Drosselschacht R01 erfolgen. 

Im westlichen Bereich des Plangebietes befindet sich eine Schmutzwasserleitung. Beidseitig 
ist ein Schutzstreifen von jeweils 5 m festgesetzt.  
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5.12 Oberflächenentwässerung 

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist nachzuweisen, dass eine schadlose Oberflä-
chenentwässerung im Plangebiet möglich ist. Dazu wurde im Vorfeld ein Entwässerungskon-
zept8 erstellt. Die wesentlichen Inhalte und Ergebnisse werden nachstehend wiedergegeben. 

Bestand 

In nördlicher Richtung, am Rande des Plangebietes befindet sich ein Entwässerungsgraben, 
der u.a. zur Aufnahme und Ableitung von Oberflächenwasser der angrenzenden Flächen 
dient. Die Entwässerung des Grabens erfolgt entsprechend dem natürlichen Geländegefälle 
in westlicher Richtung. Weiterhin mündet ein Regenwasserkanal DN 300 in den vorhandenen 
Graben der die im Bereich der Allerstraße angeschlossenen Grundstücke, befestigten Flächen 
und Verkehrsflächen entwässert.  

Planung 

Aufgrund der geringen Grundwasserflurabstände und der Baugrundverhältnisse (oberflächen-
nah anstehende bindige Böden) ist eine Entwässerung über Versickerungsanlagen nicht zu 
empfehlen.  

Da eine direkte Einleitung von Oberflächenwasser in die weiterführende vorhandene Regen-
wasserkanalisation nicht möglich ist und auch nicht genehmigt wird, soll eine gedrosselte Ab-
leitung erfolgen.  

Der Abfluss des Oberflächenwassers aus dem Plangebiet ist mit einer gedrosselten Ableitung 
von 1,5 l/(s*ha) zu begrenzen. Diese gedrosselte Abflussmenge entspricht dem natürlichen 
Oberflächenabfluss und kann nur gewährleistet werden, wenn ausreichend dimensionierte 
Rückhalteräume zur Verfügung stehen.  

Aufgrund der Standortgegebenheiten und der besonderen wasserwirtschaftlichen Anforderun-
gen, soll für die dezentrale Oberflächenentwässerung des Plangebiets eine Regenrückhaltung 
mit gedrosselter Ableitung in die vorhandene Regenwasserkanalisation in der Allerstraße vor-
gesehen werden. Eine direkte Einleitung des Niederschlagswassers ist somit nicht vorgese-
hen. Der aktuelle Planungsstand sieht keine Flächen für eine offene Rückhaltung des anfal-
lenden Niederschlagswassers der Dach-, Hof- und Verkehrsflächen vor, demnach ist das 
Rückhaltevolumen unterirdisch vorzuhalten.  

Es muss daher ein Stauraumvolumen zur Verfügung gestellt werden, das den Differenzbetrag 
zwischen Zufluss und gedrosseltem Abfluss über die jeweilige Regendauer zwischenspei-
chert. Oberflächenwasser, das von kleineren befestigten Randbereichen, wie z.B. Terrassen-
flächen stammt, soll aufgrund der geringen Mengen oberflächig in die angrenzenden Beet- 
und Rasenflächen abfließen und kann dann schadlos über die belebte Bodenzone versickern.  

Details und Berechnungen können dem Entwässerungskonzept entnommen werden. 

5.13 Belange des Verkehrs  

Die Weserstraße führt nach Westen zu den Bundesstraßen B 211 und B 212. Das Plangebiet 
ist damit auf kurzem und direkten Weg an das örtliche und überörtliche Verkehrsstraßennetz 
angebunden.  

 
8  Ingenieurbüro Linnemann: Bebauungsplan Nr. 84 Erschließung einer Wohnbebauung Weserstraße 32 – 38/ 

Allerstraße 3, 26919 Brake, Landkreis Wesermarsch, Oberflächenentwässerung, Regenwasserrückhaltung, 
Schmutzwasserentsorgung, Datum: 15. Dezember 2022 
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Innerhalb des Plangebietes wird ausgehend von der Allerstraße eine 8,0 m breite private Ver-
kehrsfläche zur Erschließung der rückwärtig gelegenen Flächen festgesetzt. Der geplante Er-
schließungsstich mündet in einer Wendeanlage in einem Durchmesser von 21 m. Die Wende-
anlage ist damit für ein Müllfahrzeug ausreichend dimensioniert. Von der Wendeanlage zwei-
gen kurze schmale Erschließungswege zur weiteren Erschließung der Grundstückstiefe ab.  

Die nächste Bushaltestelle „Paul-Brodek-Straße“ befindet sich 550 m südwestlich an der Golz-
warderstraße. Nordwestlich in 650 m Entfernung liegt die Bushaltestelle „Boitwarden Schule“. 
Der nächstliegende Anschluss an das Schienennetz befindet sich nördlich in ca. 1,8 km Ent-
fernung. Der Bahnhof Brake wird von der RS 4 bedient, die nach Norden Richtung Nordenham 
führt und nach Südosten Richtung Bremen. Damit ist das Pangebiet gut an das Netz des öf-
fentlichen Personennahverkehrs angebunden.  

5.14 Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge 

Aufgrund der vermehrt auftretenden Starkregen- und Hochwasserereignisse der letzten Jahre 
wurde bereits 2018 auf Bundesebene die Aufstellung eines länderübergreifenden Raumord-
nungsplans für den Hochwasserschutz beschlossen. Mit der Verordnung über die Raumord-

nung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV), die am 1. Sep-
tember 2021 in Kraft getreten ist, wurde nun auf der Grundlage von § 17 Raumordnungsgesetz 
(ROG) ein „Länderübergreifender Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz“ (Anlage zur 
Verordnung) aufgestellt.  

Die Planungsebenen in Deutschland sind nun angehalten, auf Grundlage der im BRPHV for-
mulierten Ziele und Grundsätze zum Hochwasserrisikomanagement sowie zu Klimawandel 
und -anpassung, eine verbindliche und länderübergreifende Berücksichtigung der Hochwas-
serrisiken sowie die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse 
vorzunehmen. 

Im Zuge der Planung wurde überprüft, ob der Geltungsbereich des Bauleitplans in einem Über-
schwemmungsgebiet, einem vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet oder in einem 
Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten liegt. Die Überprüfung erfolgt für drei 
Hochwasserszenarien: 

1) Hochwasser mit einem Wiederkehrintervall von weniger 200 Jahren (Hochwasser mit 
niedriger Wahrscheinlichkeit) sowie sogenanntes Extremereignis; HQextrem 

2) Hochwasser mit einem Wiederkehrintervall von 100 Jahren (Hochwasser mit mittlerer 
Wahrscheinlichkeit; HQ100) 

3) Hochwasser mit einem Wiederkehrintervall i.d.R. in Niedersachsen von 20 bzw. 25 
Jahren (Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit; HQhäufig) 

Die Überprüfung des Hochwasserrisikos unter Zuhilfenahme der Niedersächsischen Umwelt-
karten ergibt, dass das Plangebiet aufgrund der Nähe zur Küste innerhalb des Risikogebietes 
HQextrem liegt.  
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Abbildung 6: Auszug aus den niedersächsischen Umweltkarten, Thema Hochwasserschutz 

Nach § 78 b WHG (Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten) sind bei der 
Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bauleitplänen für nach § 30 Absatz 1 und 2 oder 
nach § 34 des Baugesetzbuches zu beurteilende Gebiete insbesondere der Schutz von Leben 
und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher Sachschäden in der Abwägung nach § 1 
Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen; dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB und § 35 
Abs. 6 BauGB entsprechend. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Siedlungsgebietes der Stadt Brake. Das Plangebiet ist weit-
gehend bebaut und eignet sich daher besonders für eine bauliche Nachverdichtung. Nachver-
dichtungen führen dabei im Verhältnis zu der schon vorhandenen Bebauung nur zu einer ge-
ringfügigen Erhöhung der überbauten Flächen. Eine Nachverdichtung liegt im überwiegenden 
öffentlichen Interesse, weil damit eine Stadt der kurzen Wege umgesetzt wird. Die Stadt Brake 
geht davon aus, dass bauliche Maßnahmen mit den Anforderungen des Hochwasserschutzes 
vereinbar sind und die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigen.  

Auf Genehmigungsebene ist sicherzustellen, dass die Vorhaben die Belange des Hochwas-
serschutzes nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigen. Im Rahmen der Objektplanung ist 
eine hochwasserangepasste Bauweise zur Vermeidung von erheblichen Sachschäden oder 
zum Schutz von Leben und Gesundheit zu berücksichtigen. Gebäude sollten hochwasseran-
gepasst geplant und gebaut werden.  

Die Stadt Brake geht davon aus, dass Belange der Raumordnung und des Hochwasserschut-
zes der Planung nicht entgegenstehen. 

5.15 Belange von Flüchtlingen und Asylbegehrenden 

Es werden keine Regelungen für die Schaffung von z. B. Flüchtlingsunterkünften oder ver-
gleichbaren Einrichtungen getroffen, auch sind im Plangebiet keine konkreten Projekte vorge-
sehen. Anlagen für soziale Zwecke sind im Plangebiet ausnahmsweise zulässig. 
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5.16 Belange der ausreichenden Versorgung mit Grün- und Freiflächen 

Nördlich und westlich in ca. 1 km Entfernung befinden sich Freiflächen. Nordwestlich in ca. 
700 m Entfernung befindet sich neben der Grundschule Boitwarden der Spielplatz „Golzwarder 
Straße“. Weitere Spielplätze befinden sich sowohl südwestlich an der Butjadinger Straße in 
ca. 1,1 km Entfernung als auch am Kiebitzring in ca. 1,4 km Entfernung. 

Damit wird den Belangen der ausreichenden Versorgung mit Grün- und Freiflächen entspro-
chen. 

5.17 Belange des Bodenschutzes 

Das Gebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich Bergbau West. 

Im Zuge der Vorplanung für das Mehrfamilienhaus an der Weserstraße 30 wurde einen Bau-
grunduntersuchung mittels Rammkernsondierbohrungen durchgeführt.9 

Nach den Bohrergebnissen steht im Bereich der Baufläche zuoberst eine rd. 1,0 m bis 1,5 m 
mächtige Auffüllung aus mittelsandigem Feinsand an. Darunter folgt natürlich gelagerter Klei 
bzw. Sandwatt aus stark feinsandigem Schluff, der ab einer Tiefe von rd. 3,9 m bis 4,9 m unter 
GOK von schwach schluffigem, mittelsandigem Feinsand unterlagert wird. Der Feinsand 
wurde bis zur Endteufe von -6,0 m GOK nicht durchbohrt.   

Der Klei kann in seiner Konsistenz als steif beurteilt werden. Die Lagerungsdichte der Auffül-
lung und der zur Tiefe anstehenden Feinsande kann nach dem Bohrfortschritt als mitteldicht 
bis dicht gelagert eingeordnet werden. 

Bei einer ausmittigen und/oder schrägen Belastung der Fundamente ist die Grundbruchsicher-
heit gesondert nachzuweisen. Bei Einhaltung der zulässigen Sohldrücke liegen die zu erwar-
tenden Setzungen < 2,0 cm, die i.d.R. als bauwerksverträglich anzusehen sind. Der vorge-
nannte Bemessungswert des Sohlwiderstandes ist nicht zu gleichzustellen bzw. verwechseln 
mit dem aufnehmbaren Sohldruck nach DIN 1054:2005-01 bzw. der zulässigen Bodenpres-
sung nach DIN 1054:1976-01.  

5.18 Kampfmittel 

Es sind keine Hinweise auf Kampfmittel bekannt. 

5.19 Altlasten 

Das Plangebiet liegt nach den derzeitigen Erkenntnissen nicht im Bereich eines registrierten 
Altstandortes. Im Altlastenkataster des NIBIS-Kartenservers (letzter Zugriff: Mai 2023) sind 
keine Altlasten vorhanden. Sollten jedoch konkrete Hinweise auf Altablagerungen im Plange-
biet bekannt werden, ist die Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Wesermarsch zu 
benachrichtigen. 
  

 
9  Re Einenkel GbR: Geotechnischer Bericht: Neubau eines Mehrfamilienhaueses, Weserstraße 30, 26919 Brake, 

Rastede, 29.06.2020 
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5.20 Belange der Wirtschaft 

Die im Plangebiet ansässige Gärtnerei hat ihre Nutzung am Standort aufgegeben. Eine Über-
planung ist damit möglich. Die Stärkung der Wohnfunktion im Stadtgebiet Brakes stärkt auch 
die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt. 

6 Darlegung der Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

Die Stadt Brake (Unterweser) führt im Zuge der Aufstellung dieses Bebauungsplanes Beteili-
gungsverfahren gemäß §§ 3 und 4 BauGB durch, mit denen den Bürgern, Behörden und sons-
tigen Trägern öffentlicher Belange die Möglichkeit gegeben wird, Anregungen und Hinweise 
zu den Planinhalten vorzutragen. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB werden diese öffentlichen und 
privaten Belange in die Abwägung eingestellt sowie gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen.  

6.1 Ergebnisse der Veröffentlichung im Internet/ der öffentlichen Auslegung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

Es sind keine Stellungnahme eingegangen.  

6.2 Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

• Der Landkreis Wesermarsch hat darauf hingewiesen, dass die Errichtung und der Un-
terhalt der aktiven Schallschutzmaßnahme auch im Falle einer Beschädigung oder gar 
Zerstörung dauerhaft für die beabsichtigten Wohnnutzungen im Plangebiet gesichert 
sein muss. Dies sollte in entsprechenden vertraglichen Regelungen mit dem Vorhaben-
träger abgesichert werden. 

Im Bebauungsplan erfolgt die Sicherung der aktiven Lärmschutzmaßnahme über entspre-
chende planungsrechtliche Festsetzungen. Über ergänzende vertragliche Regelungen wird 
außerhalb dieses Planverfahrens entschieden. 

• Der Landkreis Wesermarsch hat empfohlen, in die Planzeichnung einen Bezugspunkt 
für die festgesetzten Trauf- und Firsthöhe aufzunehmen. Idealerweise wäre dies in Be-
zug auf die Erschließung vorzunehmen, hier Weser- oder Allerstraße. 

Der Anregung wurde nicht entsprochen. Ein Erfordernis für einen Höhenbezugspunkt wird 
nicht erkannt. In der textlichen Festsetzung Nr. 3 wird die im Planteil festgesetzte Trauf- und 
Firsthöhe auf die Fahrbahnoberkante der angrenzenden Weserstraße bezogen. Die angren-
zende Weserstraße ist vorhanden und fertig ausgebaut. Von daher ist die Festsetzung eindeu-
tig umsetzbar. 

• Der OOWV hat auf seine Leitungen hingewiesen und Hinweise zur Ausführungsebene 
vorgebracht.  

Auf die im westlichen Plangebiet befindliche Leitung wird in der Begründung hingewiesen. Die 
Begründung wurde um einzelne weitere Hinweise zur Ver- und Entsorgung des Plangebietes 
ergänzt. 

• Der OOWV hat die Festsetzung von Gründächern auf Haupt- und Nebenanlagen sowie 
die wasserdurchlässige Bauweise von Nebenflächen angeregt. Andere nicht überbaute 
Grundstücksflächen seien zu begrünen und mit gebietsheimischen Bäumen und Sträu-
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chern zu bepflanzen. Diese Maßnahmen reduzieren die Versiegelung, seien ein Bau-
stein in der Klimafolgenanpassung und würden helfen die Folgen von Starkregen und 
Hitzewellen abzumindern. 

Gründächer werden nicht verbindlich festgesetzt. Die Stadt Brake möchte hier keine Vorgaben 
machen. Außerdem ist über eine örtliche Bauvorschrift ein geneigtes Dach mit einer Mindest-
dachneigung bei Hauptgebäuden von 30 Grad festgesetzt. Das geneigte Dach ist typisch für 
die Umgebung des Plangebietes und soll auch im Plangebiet aus gestalterischen Gründen 
fortgesetzt werden.  

Das Erfordernis zur Begrünung der nicht überbauten Grundstücksflächen ergibt sich durch die 
Anforderungen in der NBauO unmittelbar. Ergänzend wird in der örtlichen Bauvorschrift Nr. 5 
festgesetzt, dass Schotter- und Kiesgärten verboten sind. Damit wird der Anregung des OOWV 
entsprochen, Maßnahmen zur Begrünung der Freiflächen festzusetzen.  fortgesetzt werden.  

Das Erfordernis zur Begrünung der nicht überbauten Grundstücksflächen ergibt sich durch die 
Anforderungen in der NBauO unmittelbar. Ergänzend wird in der örtlichen Bauvorschrift Nr. 5 
festgesetzt, dass Schotter- und Kiesgärten verboten sind. Damit wird der Anregung des OOWV 
entsprochen, Maßnahmen zur Begrünung der Freiflächen festzusetzen.   

• Die Deutsche Bahn AG hat angemerkt, dass die Sicherheit und der Betrieb des Eisen-
bahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört werden 
dürfte. Das planfestgestellte DB-Gelände dürfte nicht überplant werden. Auf Emissionen 
durch den Eisenbahnverkehr wird hingewiesen. In Bezug auf die Lärmschutzwand wurde 
auf die Abstandsflächen gemäß LBO hingewiesen. Neuanpflanzungen in unmittelbarer 
Bahnnähe seien auszuschließen. 

Eine durch die Planung verursachte Einschränkung der Sicherheit und des Betriebes des Ei-
senbahnverkehres ist nicht erkennbar. Das Plangebiet ist zum großen Teil auch bereits bebaut. 
Das planfestgestellte DB-Gelände wird nicht überplant. Die Hinweise zu den Emissionen wur-
den in der Begründung ergänzt. Die im Bebauungsplan festgesetzte Fläche für die Lärmschutz-
wand weist eine Breite von 5,0 m auf. Damit verbleibt ausreichender Spielraum für eine Posi-
tionierung der Lärmschutzwand unter Beachtung der Abstandsanforderungen. Im Bebauungs-
plan werden keine Pflanzgebote festgesetzt. 

• Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG hat angemerkt, dass die Bedeutung des Verkehrs-
trägers Schiene für den Hafen aufgrund der weiteren Hafenentwicklung und damit zu-
nehmender Gütermengen wachsen werde. Des Weiteren sei der nachhaltige Charakter 
des Schienenverkehrs Grund für eine zunehmende Verlagerung auf diesen Verkehrsträ-
ger. Die Entwicklungen seien zu berücksichtigen. Die Schallschutzmaßnahmen würden 
begrüßt.  

Die Schallgutachter haben bei den Eingangsparametern „Schienenverkehr“ bereits für den 
Güterverkehr konservativ eine Verkehrssteigerung von 35 % angesetzt. Die Stadt Brake wähnt 
sich damit auf der sicheren Seite. 

• Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie hat auf Gasleitungen hingewiesen. 
Die Leitungsbetreiber seien zu beteiligen. Nach den Daten des LBEG seien Leitungen 
der EWE Netz GmbH betroffen. Auf den NIBIS Kartenserver zwecks Analyse des Bau-
grundes wurde hingewiesen. 

Die Leitungsbetreiber wurden am Verfahren beteiligt. Die EWE Netz GmbH hat im Zuge des 
Beteiligungsverfahrens keine Bedenken vorgetragen. Das Plangebiet ist zum großen Teil be-
reits bebaut. Eine Leitungsabfrage erfolgt auf Ausführungsebene. 
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Das Plangebiet ist bereits zum großen Teil bebaut. Die konkreten Baugrundverhältnisse wer-
den im Zuge der Objektplanung ermittelt. 

7 Inhalte der Planung 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Es werden allgemeine Wohngebiete festgesetzt. Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes. Diese würden sich aufgrund ihrer Größe und ihres zu erwartenden Ver-
kehrsaufkommens nicht in die zukünftige Bebauungsstruktur einfügen. Gemäß § 1 Abs. 5 
BauGB ist Ladeinfrastruktur für Elektromobilität im Sinne von Tankstellen gemäß § 4 Abs. 3 
Nr. 5 BauNVO zulässig. 

7.2 Maß der baulichen Nutzung 

In den allgemeinen Wohngebieten werden eine Grundflächenzahl von 0,4, ein Vollgeschoss 
im Westen und zwei Vollgeschosse im Osten des Plangebietes festgesetzt. Zusätzlich wird im 
östlichen Bereich des Plangebietes eine Geschossflächenzahl von 0,8 festgesetzt. Damit wer-
den die angrenzenden relativ lockeren Strukturen aus der Umgebung übernommen und eine 
unangemessen hohe Verdichtung vermieden. In Anbetracht der innerörtlichen Lage des Plan-
gebietes wird eine Ausschöpfung des Orientierungswertes von 0,4 nach § 17 BauNVO für 
Allgemeine Wohngebiete als sinnvoll erachtet.  

Es werden zudem Höhen für die baulichen Anlagen festgesetzt: 

Für den Bereich mit einem festgesetzten Vollgeschoss beträgt die maximal zulässige Trauf-
höhe 4,50 m und die maximal zulässige Firsthöhe 9,50 m. Die festgesetzten Höhen beziehen 
sich auf die Fahrbahnoberkante der südlich angrenzenden Weserstraße. 

Für den Bereich mit zwei festgesetzten Vollgeschossen beträgt die maximal zulässige Trauf-
höhe 6,50 m und die maximal zulässige Firsthöhe 10 m. 

Diese Höhe entspricht der prägenden Bebauung in der Umgebung des Plangebiets.  

7.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 

Für das allgemeine Wohngebiet gilt eine abweichende Bauweise in der nur Gebäude bis zu 
20 m Länge zulässig sind. Damit wird abgesichert, dass sich die zukünftigen Gebäude im 
Plangebiet von den angrenzenden Wohnhäusern in ihrer Längenentwicklung nicht wesentlich 
unterscheiden.  

7.4 Straßenverkehrsfläche 

Abgehend von der Allerstraße wird für die Erschließung des Plangebietes eine private Stra-
ßenverkehrsfläche mit Kreisverkehr angelegt.  

7.5 Immissionsschutzrechtliche Festsetzungen 

Aktiver Schallschutz 

Auf Grund der ermittelten Orientierungswertüberschreitungen durch die Verkehrswege (s. Ka-
pitel 5.4) soll westlich des Plangebietes entlang der Bahnlinie eine Schallschutzwand mit einer 
Höhe von 2,5 m über Schienenoberkante erstellt werden. 
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Passiver Schallschutz 

Da die Werte trotz Berücksichtigung einer Schallschutzwand mit einer Höhe von 2,5 m weiter-
hin überschritten werden, werden zusätzlich zu der aktiven Schallschutzmaßnahme auch pas-
sive Schallschutzmaßnahmen getroffen. 

Die Berechnungen unter Berücksichtigung der Schallschutzwand mit einer Höhe von 2,5 m 
haben weiterhin Überschreitungen der Orientierungswerte ergeben. Um dem Schutzzweck in-
nerhalb von schutzbedürftigen Räumen Rechnung zu tragen, wurden im Weiteren Lärmpegel-
bereiche ermittelt. Diese werden im Planteil festgesetzt und aus ihnen können die Anforderun-
gen an die bewerteten Bau-Schalldämm-Maße der Außenbauteile schutzbedürftiger Räume 
in Abhängigkeit der jeweiligen Raumart abgeleitet werden. Beim Neubau oder bei baulichen 
Veränderungen ist die Anforderung einzuhalten.   

 

Lärmpegelbereich „Maßgeblicher Außenlärmpegel“ 

dB(A) 

I 55 

II 60 

III 65 

IV 70 

V 75 

VI 80 

VII > 80a 

a: Für maßgebliche Außenlärmpegel La > 80 DB(A) sind die Anforderungen aufgrund der 
örtlichen Gegebenheiten festzulegen. 

 

Die Anforderung an das bewertete Bau-Schalldämm-Maß R’w ges in dB ermittelt sich wie folgt:  

R’w ges = La - KRaumart  

La maßgebliche Außenlärmpegel in dB(A)  

KRaumart = 25 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien;  

KRaumart = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in  

 Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches;  

KRaumart = 35 dB für Büroräume und Ähnliches;  

 

Mindestens einzuhalten sind:  

R’ w ges = 35 dB für Bettenräume in Krankenanstalten und Sanatorien;  

R’ w ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungs-
stätten, Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnliches;  

Der Nachweis über die Einhaltung ist nach DIN 4109-2:2018-01 Abschnitt 4.4 zu führen.  
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Für die von den Verkehrswegen abgewandten Gebäudeseiten kann der maßgebliche  

Außenlärmpegel nach DIN 4109-2:2018-01, Abschnitt 4.4.5 ohne besonderen Nachweis   

- bei offener Bebauung um 5 dB,   

- bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhöfen um 10 dB gemindert werden.   

Es ist zu berücksichtigen, dass die für eine ausreichende Lüftung der schutzbedürftigen 
Räume erforderliche Einrichtung die Mindestanforderungen an die resultierende Schalldäm-
mung der Außenbauteile nicht unterschreitet (schallgedämmte Lüftungseinrichtung). 

7.6 Zeitlich bedingte Festsetzung 

Gemäß § 9 (2) Nr. 2 BauGB dürfen die im gekennzeichneten Bereich zulässigen Nutzungen 
erst aufgenommen werden, wenn die im Planteil festgesetzte aktive Schallschutzmaßnahme 
realisiert worden ist. Diese Festsetzung ist erforderlich, um dem Immissionsschutz ausrei-
chend Rechnung zu tragen.  

7.7 Festsetzungen zum Klimaschutz 

Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflächen der 
jeweils obersten Geschosse (auch Staffelgeschosse) der Hauptgebäude innerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zu mindestens 50 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der 
einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solarmindestfläche). Ausgenommen 
i.S.v. nicht nutzbar sind Flächen, die für technische Anlagen, Erschließungsanlagen oder Ter-
rassen erforderlich sind. Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann 
die hiervon beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet 
werden. Die Kombination von Photovoltaik- und anderen Solaranlagen mit einer Dachbegrü-
nung ist zulässig. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23 a BauGB ist im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
der Einsatz fossiler Brennstoffe (Braun- und Steinkohle, Torf, Erdgas, Erdöl) sowie Abfälle aller 
Art für die Wärme- und Wasserversorgung unzulässig. Ausnahmsweise kann von der Festset-
zung abgewichen werden, wenn im Genehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass eine 
alternative Wärme- und Wasserversorgung nicht möglich ist. (Hinweis: bestehende Anlagen 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes zur Wärme und Warmwasserge-
winnung genießen Bestandsschutz).  

8 Örtliche Bauvorschriften 

Die örtlichen Bauvorschriften werden für die im Bebauungsplan Nr. 84 „Weserstraße/ Aller-
straße“ festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete getroffen. Die örtlichen Bauvorschriften ori-
entieren sich an der Bestandsbebauung in der Umgebung. Mit Einhaltung dieser Vorschriften 
wird ein einheitliches und harmonisches Siedlungsbild gesichert. Mit den örtlichen Bauvor-
schriften soll erreicht werden, dass die Gestaltvielfalt auf ein angemessenes Maß reduziert 
wird. Die Bau- und Gestaltungsfreiheit des Einzelnen bleibt trotz der Festsetzungen weitest-
gehend erhalten. Konkret werden Gestaltungsvorschriften zur Dachneigung sowie zu Dach-
auf- und ausbauten, zur Dacheindeckung und zur Grundstückseinfriedung sowie zur Vorgar-
tengestaltung erlassen.  

Die Stadt Brake sichert mit den getroffenen Festsetzungen in Verbindung mit den örtlichen 
Bauvorschriften ein harmonisches Straßenbild und eine Ähnlichkeit des straßenseitigen 
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Grundstücksrandes in Höhe und Material ab und erreicht damit ein geschlossenes Straßen– 
und Siedlungsbild.  

Im Einzelnen wird erlassen: 

1. Geltungsbereich 

 Die örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 Abs. 3 NBauO gelten für den gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 84 „Weserstraße/Allerstraße“. 

2. Dachneigung 

Zulässig sind: 

• geneigte Dächer auf Hauptgebäuden mit einer Dachneigung von mindestens 30°. 
Aus gestalterischen Gründen dürfen maximal 10 % der relevanten Dachfläche mit 
einer geringeren Dachneigung ausgeführt werden.  

• Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, 
Quergiebel, Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden so-
wie Garagen, Carports und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO. 

3. Dachaufbauten 

 In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) können Dachaufbauten/Dachgauben in meh-
rere gleiche Einheiten aufgeteilt werden; ihre Gesamtlänge darf 50% der Gebäudelänge 
nicht überschreiten. Der Abstand von Ortgang und Grat des Walmdaches muss mindes-
tens 1,5 m betragen. 

4. Dacheindeckung – Materialien 

 In allen Allgemeinen Wohngebieten (WA) sind glasierte Dacheindeckungen unzulässig. 
Photovoltaik als Dacheindeckung (Solardachziegel) und edelengobierte Dacheindeckun-
gen sind zulässig. 

5. Werbeanlagen 

Werbung ist nur an der Stätte der Leistung zulässig. 

6. Nicht überbaute Flächen 

Die Errichtung von Schotter- und/oder Kiesgärten ist im gesamten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes unzulässig. Die nicht durch Gebäude oder Nebenanlagen benötigten 
Flächen (Gärten) sind als Grünflächen bzw. versickerungsfähige Vegetationsflächen an-
zulegen und zu unterhalten (z. B. Rasenflächen, Beete, Gehölzstrukturen etc.). Unzuläs-
sig sind versiegelte Bereiche oder vegetationsfreie Flächen (z. B. Schotter, Kies o.ä.). 

7. Grundstückseinfriedung 

Als Grundstückseinfriedung sind in den Allgemeinen Wohngebieten (WA) entlang der 
südlich angrenzenden Verkehrsfläche Weserstraße und der östlich angrenzenden Ver-
kehrsfläche Allerstraße zulässig: 

• vorzugsweise heimische Laubhecken 

• Metallzaun, mit Ausnahme von Gitterstab- und Maschendrahtzäunen, bis zu einer 
Höhe von 1,10 m 

• dauerhaft begrünter und grundstücksinnenseitig gelegener Gitterstab- oder Ma-
schendrahtzaun bis zu einer Höhe von 1,10 m 

• Photovoltaik-Zaunanlagen/ Solarzäune bis zu einer Höhe von 1,10 m 
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• Holzzaun oder Mauer bis zu einer Höhe von 1,10 m 

• Kombination aus Holzzaun bis 1,10 m Höhe und lebender Hecke: Holzzäune sind 
dauerhaft zu begrünen oder alle 4,00 m Länge durch mind. 2,00 m lange Abschnitte 
lebender Hecken/ Bepflanzungen zu gliedern.  

• Gemauerter Sockel, Stützmauer, Einzelpfeiler in Kombination mit blickdurchlässigem 
Zaun: Sockel und Stützmauern max. 0,45 m Höhe, Einzelpfeiler maximal 1,10 m 
Höhe bei mind. 1,80 m Abstand untereinander.  

Ein Verzicht auf eine Grundstückseinfriedung ist zulässig.  

(Hinweis: bestehende Einfriedungen, die von der Örtlichen Bauvorschrift Nr. 7 ab-
weichen und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bebauungsplanes vorhanden 
sind, genießen Bestandsschutz) 

9 Ergänzende Angaben 

9.1 Städtebauliche Übersichtsdaten 

Der Geltungsbereich weist insgesamt eine Größe von ca. 9.817 m2 auf. 

Allgemeines Wohngebiet 8.929 m2 

Private Verkehrsflächen 779 m2 

Flächen für die Wasserwirtschaft 109 m2 

9.2 Daten zum Verfahrensablauf 
Aufstellungsbeschluss 18.02.2021 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses am 22.06.2023 

Beschluss über die öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB 15.06.2023 

Ortsübliche Bekanntmachung der Öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB am 22.06.2023 

Öffentliche Auslegung 30.06. – 05.08.2023 

Beteiligung Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom  28.06.2023 

Satzungsbeschluss (Rat) 07.12.2023 

 

Die Begründung ist dem Bebauungsplan Nr. 84 „Weserstraße/Allerstraße“ beigefügt. 

Brake, den  

 

 
 

Der Bürgermeister 
 


